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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Artikels 106 des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 79 Absatz 2 des Grundgesetzes 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Artikel 106 des Grundgesetzes vom 
23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung der Finanzverfassung (Finanzver- 
fassungsgesetz) vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 817) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In Absatz 2 werden die Worte „7. die 
Realsteuern, gestrichen; Nr. 8 wird Nr. 7. 

2. Hinter Absatz 5 werden die folgenden 
neuen Absätze eingefügt: 

„(6) Das Aufkommen der Realsteuern 
steht den Gemeinden zu. Nach Maßgabe 
der Landesgesetzgebung können die Ge- 
meindeverbände die Realsteuern als Be- 
messungsgrundlage für Umlagen oder Zu- 
schläge zugrunde legen. Von dem Länder- 
anteil an der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer fließt den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden insgesamt ein 
von der Landesgesetzgebung zu bestim- 
mender Hundertsatz zu. Im übrigen be- 


stimmt die Landesgesetzgebung, ob und 
inwieweit das Aufkommen der Landes- 
steuern den Gemeinden (Gemeindever- 
bänden) zufließt. 

(7) Veranlaßt der Bund in einzelnen 
Ländern oder Gemeinden (Gemeindever- 
bänden) besondere Einrichtungen, die die- 
sen Ländern oder Gemeinden (Gemeinde- 
verbänden) unmittelbar Mehrausgaben 
oder Mindereinnahmen (Sonderbelastun- 
gen) verursachen, wird der Bund den er- 
forderlichen Ausgleich gewähren, wenn 
und soweit den Ländern oder Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) nicht zugemutet 
werden kann, die Sonderbelastung zu 
tragen. Entschädlgungsleistungen Dritter 
und finanzielle Vorteile, die diesen Län- 
dern oder Gemeinden (Gemeindeverbän- 
den) als Folge der Einrichtungen erwach- 
sen, werden bei dem Ausgleich berück- 
sichtigt.“ 

3. Satz 1 des bisherigen Absatzes 6 wird Ab- 
satz 8; Satz 2 wird gestrichen, 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1956 In 

Kraft. 
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